
 
Dringlicher Entschließungsantrag 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Für Mieterinnen und Mieter in Hessen: Verlängerung der Mietpreisbremse erreichen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag sieht mit großer Sorge, dass hohe Mieten in den Ballungsräumen zunehmend 

ein Armutsrisiko darstellen. Die Kaufkraft-Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW-Kurzbericht Nr. 87/2024) zeigt, dass die hohen Mieten die Kaufkraft der Menschen 
in hessischen Großstädten drücken. Offenbach findet sich auf Rang 400 wieder, dem  
letzten Platz der bundesweiten Studie. Frankfurt belegt Platz 389, Kassel Platz 379. 

 
2. Der Landtag bewertet in diesem Zusammenhang die Mietpreisbremse als ein wichtiges 

Instrument zur Eindämmung von Mietpreissteigerungen in hessischen Ballungsräumen. Er 
spricht sich für eine nahtlose Verlängerung der Maßnahme über November 2025 hinaus 
aus, damit sie weiterhin in Hessen die Mietpreise eindämmen kann.  

 
3. Der Landtag erwartet, dass der Bundestag im Sinne der Mieterinnen und Mieter sowie der 

49 betroffenen hessischen Kommunen, eine Gesetzesinitiative ergreift, um eine solche Ver-
längerung der Mietpreisbremse zu erreichen. 

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 12. Dezember 2024 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Mathias Wagner (Taunus) 
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Plenum 
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